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Die Überfeger für Hebräiſch und Jiddiſch in Königsberg 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
Von Dr. Heinrich Blank. 


Im 18. Jahrhundert waren die Königsberger Kaufleute, welche 
Handelsbeziehungen nach Polen und Litauen unterhielten, darauf an⸗ 
gewieſen, faſt ausſchließlich mit Juden Geſchäfte zu machen, da dieſe 
den geſamten Handelsbetrieb jener Länder an ſich geriſſen hatten. Zu 
gewiſſen Zeiten kamen die litauiſchen und polniſchen Juden auch häufig 
nach Königsberg, um hier ihren Geſchäften nachzugehen. Sie waren 
meiſtens der deutſchen Sprache ſo weit kundig, daß ſie ſich mündlich 
verſtändigen konnten. Sobald aber die Abſchlüſſe ſchriftlich zu tätigen 
waren, entſtanden Schwierigkeiten, da ſie die im geſchäftlichen und im 
Rechtsverkehr nötigen Schriftſtücke, auch wenn ſie nicht in hebräiſcher 
Sprache, ſondern in dem üblichen Jiddiſch abgefaßt waren, nur in 
hebräiſchen Schriftzeichen aufzuſetzen vermochten. Daher bedurfte man 
beſonderer Überjeger. Wie das geſamte Judenweſen jo ſtanden auch 
dieſe unter ſtaatlicher Aufſicht. Aus den Akten des Preußiſchen Staats⸗ 
archivs in Königsberg!) ſeien hier einige charakteriſtiſche Vorgänge 
bei der amtlichen Anſtellung ſolcher Überſetzer mitgeteilt. 

Auf Antrag des Oberburggräflichen Amts?) wurde am 15. April 
1756 der aus Prag ſtammende und 1750 in Königsberg getaufte ehe⸗ 
malige Rabbiner und damalige Theologieſtudent und Lehrer am Fried⸗ 
richskolleg Chriſtian Gottfried Seligmanns) zum vereidigten öffent⸗ 


1) Etats⸗Miniſterium. Tit.: 3e Nr. 28 und 29. 


2) Oberburggräfliches Amt an Etats⸗Miniſterium. 5. 4. 1756. 
) * Prag .. . 1717, get. Königsberg (Altroßgarten) 19. 5. 1750. 
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lichen Überjeger der hebräiſchen und jüdiſch⸗deutſchen Sprache beitelft?). 
Seligmann, welcher nach Angabe des Oberburggräflichen Amts das 
Jüdiſche beherrſchte und „nicht minder der reinen deutſchen Sprache 
vollkommen mächtig iſt“, war auch ſchon bisher von dieſem für Über⸗ 
ſetzungen herangezogen worden. Dieſe entbehrten aber des öffentlichen 
Glaubens, da er nicht berechtigt war, fie „in forma probante zu extra⸗ 
dieren“. Dieſe Schwierigkeit wurde durch ſeine Beſtallung zum öffent⸗ 
lichen Überjeger behoben. 

Dieſe Beſtallung Seligmanns führte zu einem erregten Proteſt des 
Profeſſors für orientaliſche Sprachen an der Königsberger Aniverſität 
und Inſpektors der Synagoges) Georg David Kypkes), der ſich in ſei⸗ 
ner Ehre als Wiſſenſchaftler getroffen fühlte”). „Die hieſigen Judicia, 
die Advocaten bey denſelben, die Kaufmannſchaft und die Judenſchaft 
ſind es ganz gewohnt, dergleichen Sachen zur Überſetzung an mich zu 
ſchicken, und ich habe in dieſer Sache manche Jahre dem Publico ge— 
dienet, da man keinen hieſigen Gelehrten gehabt, welchen man zu der: 
gleichen Arbeiten gebrauchen können.“ Seine Majeſtät ſelbſt hätten 
vor zehn Jahren geruht, ihn „bey Durchſuchung der Schayowitziſchen 
Schriften zum Mitgliede einer hierzu ernannten Commiſſion zu ver⸗ 
ordnen“, und er hätte mehr als ſechs Wochen gebraucht, um dieſe durch⸗ 
zuleſen, ohne einen Heller dafür zu erhalten. Nun ſei Seligmann zum 
berſetzer beſtellt, und es ſcheine, „daß dieſer die von mir überſetzten 
Schriften aufs neue atteſtiren und beſtätigen und daß meine Über⸗ 
ſetzungen ohne dieſes nicht mehr gültig ſeyn ſollen. Ich weiß nicht, wo⸗ 
mit ich dieſe meinem Amte und meiner Ehre bevorſtehende Beſchimp⸗ 
fung .. . verdient habe.“ Er habe nichts gegen Seligmanns Überſetzer⸗ 
tätigkeit, er bitte aber, daß ſeine Überjegungen, ohne von andern ge⸗ 
prüft zu werden, als gültig angeſehen würden. 

Dieſer Bitte wurde natürlich und mit auffallender Schnelligkeit 
entſprochens). Ob Kypkes Annahme, ſeine Überſetzungen unterlägen 
der Nachprüfung durch Seligmann, ein tatſächlicher Vorgang, etwa beim 
Gericht, oder ein entſprechender Verſuch Seligmanns zugrunde liegt 
oder ob es ſich nur um die Vermutung eines Leichtverletzten handelt, 
läßt ſich nicht klären. Offenbar aber ſind beide Überſetzer nebenein⸗ 
ander tätig geweſen. Kypke iſt 1767 noch als ſolcher nachweisbar und 
Seligmann hat ſeine Tätigkeit als Überſetzer bis zu ſeinem 1780 er⸗ 
folgten Tode ausgeübt. 

Bürgermeiſter und Rat der Stadt Königsberg?) ſetzten ſich nach 
Seligmanns Tode beim Etats-Minijterium für die Neubeſetzung der 
Stelle mit dem getauften Juden Franz Caspar Monti ein. Er habe 
durch Zeugniſſe ſeine Kenntniſſe in der hebräiſchen und rabbiniſchen 


) „Wegen feiner notoriſchen Armuth“ wurden ihm die Ausfertigungs⸗ 
gebühren für das Beſtallungsreſkript erlaſſen. 

6) Vgl. H. Jolowicz, Geſchichte der Juden in Königsberg. Poſen 1867, 
S. 33, 100, 198 ff. G. Keßler, D. Daniel Heinrich Arnoldt und = Pietiſten⸗ 
kreis in Königsberg. Altpreuß. Geſchlechterkunde. 8. Ig. 1934, 5 

170 * Neukirch (Pommern) 23. 10. 1724, 7 Königsberg (Pr) (Tom 28. 5. 


190 Kypke an Etats⸗Miniſterium. 6. 5. 1756. 
8) Etats⸗Miniſterium an Kypke. 7. 5. 1756. 
0) 8. 3. 1781. Unterzeichnet: Hippel, Schinemann, Willudowius. 
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Sprache nachgewieſen und bei einer Prüfung gezeigt, daß er die „bey 
Ausſtellung jüdiſcher Documente gebräuchlichen“ Ausdrücke des Jid— 
diſchen beherrſche, „wenngleich die von ihm gelieferte Überſetzung aus⸗ 
weiſet, daß er noch nicht die gehörige Fertigkeit in der deutſchen 
Sprache beſitze“. Dieſe werde er ſich aber noch aneignen. Jedenfalls 
wäre kein anderer vorhanden, „der ſich zu dieſer Stelle, deren baldigſte 
Beſetzung vornemlich das handelnde Publicum bey Annäherung der 
eigentlichen Handlungszeit und Verkehrs der Pohlen und Juden“ er⸗ 
warte, beſſer eignen würde!). Gleichzeitig ſchlugen die Stadtvertreter 
die Einführung einer Sportel⸗Ordnung für den Überſetzer vor. 

Das Geſuch wurde kurz abgelehnt!!), da, wie es im Antwortſchrei⸗ 
ben hieß, der Bewerber „gar nicht die erforderliche Kenntniß in der 
deutſchen Sprache beſitzet oder vermögend iſt, ſich darinnen nur ver⸗ 
ſtändlich auszudrücken“. Damit war tatſächlich nicht zu viel geſagt. 
Daß die Bewerbung als Überſetzer im Grunde eine Frechheit war, geht 
aus dem Protokoll der am 20. Februar 1781 mit Monti vorgenommenen 
Überſetzungsprüfung hervor. Es wurden ihm aus der vor dem Wett⸗ 
gericht verhandelten Sache: Riedelſche Gläubiger contra den polni⸗ 
ſchen Juden Hauſchi Chaim zwei ſchriftliche Zeugenausſagen vorge⸗ 
legt, die er überſetzen ſollte. Zunächſt erklärte der neue „Überjeger“, 
im Schreiben der deutſchen Sprache noch nicht die „gehörige Fertigkeit“ 
zu beſitzen. Er werde ſich daher fürs erſte eines Kopiſten bedienen, 
dem er die Überſetzung wörtlich in die Feder diktieren werde. Nach⸗ 
dem ihm dieſer geſtellt worden war, überſetzte er das ihm vorgelegte 
Aktenſtück ins „Daitſche“ (in runden Klammern die Anmerkungen des 
protokollführenden Stadtſekretärs Marquardt): 

„Ich beckann (beckenne) mit meiner eigenen Unterſchrift, daß der 
Herr Kaufmann Anders hat bey mir ausgezogen (ſoll heißen hat mich 
zwingen wollen) daß ich ſoll zeugen gegen den Herrn Möller, daß er 
falſch gethann mit Briefe wieder den Acciſe, von mir aber das gantz 
nicht wahr iſt, Kann ich anders nicht ſagen, als was wahr iſt, daß der 
Herr Möller gantz ehrlich gehandelt, hat in unſere Sache gegen der 
Acciſe auch hat er gebethen um den daß wir ſollen ſagen gegen die 
andern Franzoſen, was ſie falſch gethann, ſollen wir ihm nur anzeigen, 
aber weil wir von nichts wiſſen Kann (Können) wir anders nicht 
ſagen Drum haben den Brief gegeben an den Herrn Moeller geſchehen 
im Haupt des Monaths (bedeutet den erſten Monath Tag des Monath 
Kislew dieſes Jahres, bald der Monath Novpbr. bald Decbr.). Moſes 
ein Sohn Juda Leib (wie wohl dieſe Worte wunderlich errathen wer⸗ 
den müſſen).“ 

Es iſt begreiflich, daß das Etats⸗Miniſterium nach dieſer Probe, 
die man ſich nur gemauſchelt vorſtellen kann, auf die Dienſte Montis 
verzichtete. 

Kurze Zeit darauf tauchte ein neuer Bewerber um den Poſten als 
Überſetzer auf. Emanuel Friedrich Meyer, ebenfalls ein getaufter 


10) Wegen „ſeiner Armuth“ wird auch in dieſem Fall gebeten, die etwaige 
Beſtätigung gebührenfrei zu erteilen. 

11) Etats⸗Miniſterium an Magiſtrat. 19. 3. 1781. „Daß dieſer Vorſchlag 
wegen des unverſtändlichen Deutſch nicht acceptabel“, hatte das Etats⸗Mini⸗ 
ſterium auf dem Schreiben der Stadtverwaltung kurz bemerkt. 
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Jude, richtete ein Geſuch an das Etats⸗Miniſterium!2), ihm die durch 
Seligmanns Tod frei gewordene Stelle zu übertragen, deren Beſetzung 
„höchſt nöthig“ ſei, weil „bey alle ſämtliche Gerichte ville Proceſe vor⸗ 
kommen, wo es ſehr erforderlich iſt, villes aus dem Hebraiſchen ins 
Teutſche zu überſetzen“. Mit der deutſchen Sprache ſtand er nach ſeinem 
Schreiben zu urteilen auch noch etwas auf dem Kriegsfuß. Das hin⸗ 
derte das Etats⸗Miniſterium aber nicht, den Magiſtrat zu beauftragen, 
dieſen „zum Chriſtenthum getreten Juden“ dieſelben Aktenſtücke wie 
Monti zur Prüfung feiner Befähigung als Überſetzer vorzulegen. 
Meyers Überſetzung derſelben Zeugenausſage lautete!s): 

„Ich beckenne mit meine eigne Unterſchriften, daß der Hr. Kauf⸗ 
mann Anderſch hatt bey mir ausgezogen (bedeutet in mich gedrungen) 
daß ich ſoll zeugen gegen d. Hr. Moller. daß er falſch gethan mit den 
Brief wider der Acciſe. von mir aber daß gantz nicht wahr iſt kan ich 
anderſt nicht ſagen, als was wahr iſt, daß der Hr. Moller gantz ehrlich 
gehandelt hatt in unſere Sachen gegen der Acciſe; auch hatt er ge⸗ 
bethen darum daß wir ſollen ſagen gegen die andre Francoſen was ſie 
falſch gethan, ſollen wir ihm nur anzeugen, aber weil wir von nichts 
wußen können wir anderſt nicht ſagen, darum haben wir den Brief 
gegeben an den Hr. Moller. Heutte Neulichts des Monden Kislew. 

Moſche ein Sohn des Ihude Leib, 
ins Teutſche aber Moſes Lewin.“ 


Es kann wohl nur mit der großen Dringlichkeit der Beſetzung der 
Überſetzer⸗Stelle und dem Fehlen einer auch nur halbwegs geeigneten 
Kraft erklärt werden, daß dieſe Überſetzungsprobe, die doch kaum 
beſſer als die Montiſche war, den Beifall des Etats⸗Miniſteriums 
fand). Am 10. September 1781 wurde Meyer bei der Regierung im 
Beiſein des Etatsminiſters, des Oberburggrafen v. Rhod, vereidigt 
und allen in Frage kommenden Behörden mitgeteilt, daß Meyer zum 
öffentlichen vereidigten Überſetzer für Hebräiſch und Jiddiſch beſtellt 
ſei. Wie ſeine Überſetzertätigkeit bei ſeinen deutſchen Sprachkenntniſſen 
ausgefallen ſein muß, läßt das mitgeteilte Probeſtück erkennen. Denn⸗ 
noch hat er ſie bis 1786 ausgeübt. Ihr Ende fand ſie erſt durch ſeine 
Überſiedlung nach Biſchofſtein. 

Zur Beſetzung der frei gewordenen Stelle wandte ſich die Regie⸗ 
rung an die Königsberger jüdiſche Gemeinde mit dem Erſuchen, einen 
neuen geeigneten Überſetzer vorzuſchlagen. Darauf gaben die Alteſten 
Bernhardt Friedlaender, Mendel Abraham und Behrend Wulff!) 
an, „daß die hieſige Judenſchaft außer dem beglaubten Salomon 
Jonas, der ſich als Kenner beider Sprachen ausgibt, ſeither ſich auch 
mit Überſetzungen dieſer Art befaßet“, den Königsberger Schutzjuden 
Simon Zacharias in Vorſchlag bringe. Damit ſah dieſer ſeine Beſtal⸗ 
lung offenbar als bereits beſchloſſene Sache an und bat die Regierung 
wiederholt, ihn doch als Überſetzer zu beſtätigen, da viele eilige Über⸗ 
ſetzungen, die er vornehmen ſolle, nicht beglaubigt werden könnten 


12) 6. 8. 1781. 

13) Magiſtrat an Etats⸗Miniſterium. 23. 8. 1781. 

14) Etats⸗Miniſterium an Magiſtrat. 3. 9. 1781. 

15) „Alteſte der hieſigen Judenſchaft“ an Regierung. 24. 7. 1786. 


und ſomit keine Beweiskraft bejäßen!‘). Doch verwies ihn die Regie⸗ 
rung an das Etats⸗Miniſterium !!), und dieſes hatte es mit der Be⸗ 
ſtallung Zacharias“ zum Überjeger durchaus nicht ſo eilig. 

Zunächſt wurden amtliche Feſtſtellungen über den Aufenthalt des 
„Converſo“ Meyer getroffen, und zwar erkundigte ſich die Geheime 
Kanzlei bezeichnenderweiſe bei den Alteſten der jüdiſchen Gemeinde!s). 
Über den Aufenthalt eines „Abtrünnigen“ auch noch Feſtſtellungen 
zu treffen, erſchien dieſen wohl als Zumutung; denn Behrend Wulff 
ſchickte das Schreiben urſchriftlich mit der kurzen Bemerkung zurück: 
„Der Converſu Meyer iſt nicht hier, ſein Aufenthalt iſt uns Aelteſten 
nicht bekannt.“ Dann wurde der Akademiſche Senat um Auskunft 
über die Befähigung Simon Zacharias' für den Poſten des Überſetzers 
und um etwaige Mitteilung eines ſonſtigen geeigneten Bewerbers ge— 
beten!?). An der Univerſität war aber der „genannte Simon Zacha⸗ 
rias garnicht bekannt“, ein Urteil über ihn alſo nicht möglich. „Ein 
gewiſſer jüdiſcher Studioſus Namens Euchel aber hat unſeres Wiſſens 
die zu dieſem Amte erforderliche Geſchicklichkeit“, er wurde daher für 
die Stellung des Überſetzers in Vorſchlag gebracht?). Daraufhin ver⸗ 
fügte das Etats-Minijterium?!), der Magiſtrat Königsberg habe eine 
Überſetzungsprüfung mit den beiden durch Vorlage des gleichen jüdi⸗ 
ſchen Dokuments vorzunehmen. Über das Ergebnis der Prüfung er⸗ 
fahren wir leider nichts mehr. 

Iſaac Abraham Euchel?2) gehörte zu der Generation von Reform: 
juden, die im Gefolge Mendelsſohns die Emanzipation im jüdiſchen 
Lager geiſtig vorbereiten halfen. Er ſtammte aus Kopenhagen, wo er 
1756 geboren wurde, und lebte ſeit ſpäteſtens 1782 in Königsberg. 
Seinen Lebensunterhalt erwarb er durch die Erziehung der Söhne des 
reichen Juden Meyer Friedländer, eines Bruders des bekannten David 
Friedländer, des Schülers und Freundes Moſes Mendelsſohns. Ende 
1782 begründete er mit andern zuſammen „Die Geſellſchaft der hebräi⸗ 
ſchen Literaturfreunde“, für die er von 1784—1790 die monatlich er⸗ 
ſcheinende hebräiſche Zeitſchrift „ha-Meassef“, „Der Sammler“ (mit 
deutſchen Beilagen) herausgab. Der Verein erweiterte ſich ſpäter zur 
„Geſellſchaft der Beförderung des Guten und Edlen“. Im gleichen 
Jahr 1782 forderte er zur Gründung einer jüdiſchen Schule in Königs⸗ 
berg auf und gab 1786 mit Hilfe deutſcher und jüdiſcher Subſkriben⸗ 
ten2s) bei Kanter „Gebete der hochdeutſchen und polniſchen Juden 
aus dem Hebräiſchen überſetzt und mit Anmerkungen begleitet“ her⸗ 


16) 14. 8., 22. 8. u. 30. 8. 1786. 

17) Oſtpreußiſche Regierung an Simon Zacharias. 29. 8. 1786. 

18) Geheime Kanzlei an die Alteſten der Judenſchaft. 10. 10. 1786. 

10) Etats⸗Miniſterium an Akadem. Senat. 2. 10. 1786. 

20) Rektor und Senat der Univerfität (unterſchrieben: Reccard, Schulz, 
Holtzhauer, Orlovius D., Metzger Dr., Kraus h. ſ. fac. phil. Decanus, J. Kant, 
Reuſch, Mangelsdorff) an Etats⸗Miniſterium. 11. 10. 1786. 

21) Etats⸗Miniſterium an Magiſtrat. 23. 10. 1786. 

22) Jolowicz, a. a. O. S. 93, 99, 101, 107. M. Kayſerling, Moſes Men⸗ 
delsſohn. Leipzig 1888, S. 428. 0 f N 

26) Unter den deutſchen Subſkribenten befanden fi) viele Mitglieder des 
kurländiſchen Adels, unter den jüdiſchen nicht weniger als 21 Mitglieder der 
verſchiedenen Familien Friedländer. f 
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aus. Zu den Subſkribenten gehörte auch Simon Zacharias. Daraus 
darf man wohl ſchließen, daß die Stellung des Überſetzers, wem fie 
auch zugefallen iſt, jedenfalls in beſſeren Händen als bei Meyer lag. 
Euchel kann die Stellung nicht ſehr lange innegehabt haben. 1789 
befand er ſich wohl bereits in Berlin, wo er eine Biographie Mendels⸗ 
ſohns mit Auszügen aus deſſen „Jeruſalem“ erſcheinen ließ. 1791 war 
er dort Buchhalter in der Handlung von Meyer Warburg. Daneben 
ſetzte er ſeine Arbeit für die Emanzipierung der Juden fort. Er leitete 
die jüdiſche Druckerei „Chiuſach Nearim“, gründete gemeinſam mit 
Joſeph Mendelsſohn, Moſes Mendelsſohns älteſtem Sohn, die „Ge: 
ſellſchaft der Freunde“, einen logenähnlichen Verein?), und war ſpäter 
Direktor der jüdiſchen Freiſchule. Vor ſeinem Tode war er Disponent 
und Teilhaber der Garnmanufaktur der Witwe des Juden Bernhard 
und ihres Schwiegerſohnes Cohn. Er ſtarb in Berlin am 14. Juni 
1804. Kurz vorher hatte er Eſter Bendix, Tochter des Hirſch Bendix, 
geheiratet25). 


Der Hinweis des Akademiſchen Senats auf Euchel geht mit großer 
Wahrſcheinlichkeit auf Kant zurück. Jener hatte ſich im Sommer⸗ 
ſemeſter 1782 an der Albertina einſchreiben laſſen?s) und gehörte zu 
den Schülern Kants, deſſen beſonderer Gunſt er ſich erfreute). Als 
1786 die Profeſſur für orientaliſche Sprachen durch den Abgang Pro⸗ 
feſſor Koehlers frei geworden war, hatte die Regierung auf Euchel 
hingewieſen, der eventuell als „magister legens“ angeſetzt werden 
könnte. Der Senat wandte ſich an die philoſophiſche Fakultät, deren 
Dekan Kant war's). In einem perſönlichen Schreiben an die philo⸗ 
ſophiſche Fakultät ſetzte ſich Kant für die „Interimsverwaltung der 
orientaliſchen Profeſſur“ durch Euchel ein, den er als einen „geſchickten 
jungen Mann“ kenne?9). Obwohl er auch Profeſſor Kraus für die 
Angelegenheit intereſſiert hatte, kam die Fakultät dennoch zu einem 
ablehnenden Entſchlußso). Zwar ſei an Euchels Fähigkeiten nicht zu 
zweifeln, aber die Univerfität ſei an ihre Satzung gebunden. Da⸗ 
nach könne nur Vorleſungen halten, wer in die Fakultät aufgenommen 
ſei, das habe aber die Promotion zum Magiſter zur Vorausſetzung, 


24) Ludwig Leſſer, Chronik der Geſellſchaft der Freunde in Berlin, zur 
Feier ihres fünfzigjährigen Jubiläums bearbeitet. Berlin 1842, S. 8 

25) Mitteilung des Geſamtarchivs der Juden in Deutſchland. 

26) G. Erler, Die Matrikel der Albertus⸗Univerſität zu Königsberg (Pr). 
Leipzig 1910. 17. Bd. II. S. 570. Nr. 75. Er wurde unter dem Namen Iſaac 
Eichel gratis immatrikuliert. a 

27) Seine Unterſchrift findet ſich auf einem Glückwunſch⸗ und Huldigungs⸗ 
gedicht, das Kant von „einigen Seiner Schüler“ am 23. 4. 1786 zu ſeinem 
erſten Rektorat überreicht wurde. Von den 19 Schülern, die es unterſchrieben 
haben, ſind nicht weniger als fünf Juden. Kants geſammelte Schriften. 
Hrsgg. von der Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften. Bd. XII (Kants Brief⸗ 
wechſel. Bd. III) Berlin 1902, S. 430 ff. 

28) Kants geſammelte Schriften. Bd. XIII, S. 588 f. 

29) Schreiben vom 20. 2. 1786. Kants ge). Schriften. Bd. XII, S. 450 ff. 

30) Kant mußte alſo als Dekan ablehnen, was er perſönlich befürwortet 
hatte. Schreiben der Univerſität an Euchel vom 24. 5. 1786. Falſch iſt alſo 
die Darſtellung Adolph Kohuts in „The Jewish Encyclopedia“ (1903), wo 
behauptet wird, daß E.s Geſuch um die Profeſſur von 7 1 abgelehnt ſei. 
Vgl. B. Dünaburg in: „Encyclopaedia Judaica“. 6. Bd. (1931). 
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und dieſe wiederum ſei vom chriſtlichen Bekenntnis abhängig®!). So 
ſcheiterte dieſer Plan, einen Juden auf die Katheder der Albertina zu 
bringens 2). Um jo näher liegt die Annnahme, daß Kant die ein halbes 
Jahr ſpäter auftauchende Gelegenheit, ſeinem Schüler die Stellung 
des Überſetzers zu verſchaffen, ergriffen hat, und wahrſcheinlich mit 
mehr Erfolg. Vermutlich iſt Euchel neben Zacharias als Überſetzer tätig 
geweſen. 

Als Meyer ausſchied, bewarb ſich auch der neue Orientaliſt der 
Univerfität, Profeſſor Johann Gottfried Haſſe, beim Etats-Miniſte⸗ 
rium um die Stellung des Überſetzers, da ſie nach ſeiner Anſicht mit 
ſeiner Profeſſur, die jetzt wieder beſetzt ſei, verbunden ſeiss). Das 
Etats⸗Miniſterium beſchied ihn genau ſo wie ſeinerzeit Profeſſor 
Kypke: es beſtünden keine Bedenken, daß er ſich bei gerichtlichen und 
außergerichtlichen Angelegenheiten als Überſetzer betätige. Ein Mo⸗ 
nopol für dieſe Beſchäftigung könne er aber ebenſowenig wie ſein 
Vorgänger erhalten, es bleibe ihm nur unbenommen, neben den 
übrigen Überſetzern, für deren Beſtellung eine Notwendigkeit vor⸗ 
liege, zu arbeiten“). Dieſer Beſcheid hat Profeſſor Haſſe offenbar ver⸗ 
anlaßt, ganz auf die Überſetzer-Tätigkeit zu verzichten; denn erſt am 
8. Januar 1807 leiſtete er beim Etats⸗Miniſterium den Überjeger-Eid. 


Die Vorgänge in Altpreußen bei der Deportation 
preußiſcher Untertanen nach Sibirien im Jahre 1802 
Von Friedrich Grieger. 


(Schluß.) 

Aus dem in letzter Inſtanz von Friedrich Wilhelm III. kontrollier⸗ 
ten und beſtätigten Geſamtverzeichnis der Deportanden, deren „Ver⸗ 
ſammlung“ in Pillau nun feſtgeſetzt wurde, ſollten zunächſt 47 Häft⸗ 
linge mit dem erſten, für das Frühjahr 1802 erhofften Transporte nach 
Narwa geſchafft werden. Inzwiſchen Verſtorbene oder „Entwiſchte“, 
mit denen man ſtändig rechnete, ſollten aus dem Reſt „ſubſtituiert“ 
werden. Die „Subſtituierung“ ſtellte eine neue ſchwere Sorge Gold⸗ 
becks dar, da der ruſſiſche Hof eine vorherige Einſendung der Depor⸗ 
tandenliſten verlangt hatte und für den Erſatz erſt die Erlaubnis geben 
mußte. Inzwiſchen hatte ſich die Frage des Landtransportes von 
Narwa aus geklärt. Der Großkanzler, der von Anfang an bemüht ge⸗ 
weſen war, ſich der Deportanden mit den geringſten Koſten zu ent⸗ 
ledigen, ja, ſogar ſich bereit erklärt hatte, ſie „ohne Entgelt“, „um den 
Anſchein des Menſchenhandels zu vermeiden“, abzugeben, und bei Be⸗ 
ginn der Deportationsverhandlungen eigentlich gar nicht mit Trans⸗ 
portkoſten gerechnet hatte, hatte nun erfahren müſſen, daß die ruſſiſche 
Regierung ſich auch den Landtransport von Narwa nach Sibirien be⸗ 


1) Kants geſammelte Schriften. Bd. XII, S. 453 ff. 

32) Erſt das 19. Jahrhundert brachte dann die entſcheidenden ſchweren 
Kämpfe um den „hriſtlichen Charakter“ der Albertina, die mit dem vollen 
Siege der Juden endeten. 

33) J. G. Haſſe an Etats⸗Miniſterium. 4. 12. 1786. 

34) Etats⸗Miniſterium an J. G. Haſſe. 10. 12. 1786. 


zahlen laſſen würde. Bei der der Deportation deutlich abträglichen 
Stimmung am ruſſiſchen Hofe, wo beſonders Graf Panin, der frühere 
ruſſiſche Geſandte in Berlin, ſich dem Grafen Luſi gegenüber geäußert 
hatte, daß „es höchſt ſeltſam ſei, daß ein Staat die Verwahrung der 
Verbrecher eines andern übernehme“, wagte man in Berlin, das Schei⸗ 
tern der Deportationsverhandlungen ſtändig befürchtend, kaum die 
Frage der „Subſtituierung“ auf diplomatiſchem Wege zu erörtern, ge⸗ 
ſchweige eine Anfrage nach der Höhe der Landtransportkoſten. Für die 
damalige unſichere, ewig hin und her ſchwankende Politik Preußens 
gegenüber Rußland iſt es bezeichnend, wenn Friedrich Wilhelm III. in 
ſeiner Kabinettsorder vom 22. 8. 1801 nur eine Erkundigung „unter 
der Hand“ über den Landtransport befiehlt. Dieſe ſollte der preußiſche 
Konſul Hoffbauer in Petersburg bei den mit der Preußiſchen Seehand⸗ 
lungs⸗Sozietät in Verbindung ſtehenden Handelshäuſern einholen. Sie 
wurde aber dann von dem auf einer Urlaubsreiſe in Rußland befind- 
lichen, im Tilſiter Dragonerregiment von Schenck dienenden Kapitän 
von Przivpſchewski erledigt. In ſeinem an den Tilſiter Regimentskom⸗ 
mandeur, Oberſten von Batzkow, gerichteten, nach Berlin weitergeleite⸗ 
ten Schreiben gibt Przivſchewski ein intereſſantes und lebendiges Bild 
der ruſſiſchen Deportationsmethoden um 1800. Wie ihm ſein Gewährs⸗ 
mann, ein ruſſiſcher Diſtriktsmarſchall, verſichert hatte, würden für die 
aus Waſſer und Brot beſtehende Marſchverpflegung pro Mann und 
Tag 2—3 Kopeken = 2—3 preußiſche Groſchen gerechnet. Die Ver⸗ 
pflegung der Deportierten erfolge in den auf der Marſchroute liegen⸗ 
den Gemeinden. Hinzu käme noch die Verpflegung der Eskorte, auf 
6 Deportierte immer 2 Polizeibeamte und 1 Staatsſoldat. Die Reiſe 
erfolge zu Fuß in leichten Feſſeln, mit einem Holzklotz am Bein. Die 
Gefangenen erhielten ferner noch Leinewand gegen die Reibung der 
Ketten an Fuß⸗ und Handgelenken. Geſtützt auf dieſe immerhin kon⸗ 
kreten Angaben, verhandelte der preußiſche Geſandte Graf Luſi nun 
mit dem ruſſiſchen Vizekanzler, Fürſten Alexander Kourakin, der in⸗ 
deſſen 2000 Rubel Landtransportkoſten berechnete, da: „le prix des 
vivres a hauss& depuis considérablement, S. M. l’Empereur a daigné 
ordonner de payer l'avenir aux criminels pour leur nourriture ä dix 
copeks par jour.“ Mit den Koſten für eine ſpezielle Transportkleidung, 
die auf 7 Rubel 25 Kopeken pro Mann berechnet wurde, für die Be⸗ 
köſtigung und für die „depenses extraordinaires“ im Falle von Er⸗ 
krankungen auf dem Marſche, der von dem ruſſiſchen Vizekanzler — bei 
einer Wegelänge von 71233, Werſt und einer Marſchleiſtung von 
25 Werſt pro Tag — auf 285 Tage angegeben worden war, ergab ſich 
dieſe Summe für den Transport von 47 Deportanden. 

Aus der Ungewißheit, welcher Reeder den Transport der Deportan⸗ 
den übernehmen würde, erlöſte den Großkanzler eine Mitteilung des 
Miniſters Struenſee, der am 18. 11. 1801 Goldbeck melden konnte, daß 
das Handelshaus Johann Jakob Roskampf in Elbing bereit wäre, die 
Häftlinge nach Narwa auf einem eigens dazu „aptierten“ Schiff zu 
bringen, für 86 Reichstaler pro Kopf, mit 12 Mann militäriſcher 
Eskorte und 8 Gefangenenwärtern. Die Begleitmannſchaft verpflichtete 
ſich, Roskampf koſtenfrei zurückzubringen, verlangte aber eine minde⸗ 
ſtens zweimonatige vorherige Benachrichtigung von dem Abſendetermin, 
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um ſein Schiff gehörig inſtand ſetzen und Lebensmittel einkaufen 
zu können. Obwohl der Großkanzler dem Reeder Roskampf zunächſt 
nur eine „dilatoriſche“ Antwort zubilligte und wegen der hohen 
Schiffstransportkoſten eine nochmalige Verminderung der Deportan⸗ 
denzahl überlegte, war er letzten Endes, wie aus ſeinem großen Bericht 
über den Fortgang des Unternehmens an Friedrich Wilhelm III. her⸗ 
vorgeht, doch überzeugt, daß nun alle Schwierigkeiten behoben wären, 
und ſorgte ſich ſchon um eine Publizierung der Deportation, von der 
er ſich eine große Wirkung im Lande verſprach, „beſonders itzt, da nach 
erfolgtem Frieden der Troß der Armeen ſich zerſtreut, auch im fremden 
Militär vielfache Reduktionen erfolgen“. 

Nachdem ſich die Frage der in Berlin bisher vergeblich erwarteten 
„Annahmeorder“ für Narwa dahin geklärt hatte, daß, nach einer 
„Communication du Procureur Général (von Beckleſcheff) au Com- 
mandant de Narva, Baron Marklowsky, en date de 3. Janvier 1802“, 
Alexander J. dieſem befohlen hatte, „de recevoir les dits malfaiteurs, 
d' abord qu'ils auront debarques à Narwa“, und auch die Angelegen⸗ 
heit der „Subſtituierung“ inſofern geregelt erſchien, als die Liſte der 
Deportanden erſt in Narwa überreicht zu werden brauchte, konnte 
Goldbeck daran gehen, die Deportanden nach Pillau in Marſch zu ſetzen. 
An die Regierungen (Landes⸗Juſtiz⸗Collegia) und Feſtungskomman⸗ 
danten erging nun der Befehl, ſchleunigſt für Bereithaltung und Ab⸗ 
ſendung der zur Deportation Beſtimmten zu ſorgen, eine Maßnahme, 
die jetzt um ſo dringlicher war, als der Großkanzler den Kreis der zu 
entlaſtenden Verwahrungsanſtalten nun ſchon über ganz Preußen, bis 
an den Rhein (Weſel) und nach Ansbach-Bayreuth, gezogen hatte. 
(Urſprünglich war nur eine Deportation aus den an der Küſte ge⸗ 
legenen preußiſchen Provinzen geplant.) Die, auf einen „erneuten 
diesſeitigen, eventuellen Antrag zur Annahme einer vermehrten An⸗ 
zahl von 30 Verbrechern“ vom ruſſiſchen Hof „wider Erwarten ſogleich 
ohne Schwierigkeit“ erteilte Genehmigung kam zu ſpät, um noch wirk⸗ 
ſam zu werden, da es, ſo teilte Goldbeck dem Miniſter Alvensleben 
mit, unmöglich war, den Reſt der Deportanden in ſo kurzer Zeit zu⸗ 
ſammenzubekommen. Der Reeder Roskampf hatte ſchon Anfang April 
gemeldet, daß „die ruſſiſchen Häfen in 4 Wochen vom Eiſe befreit ſein“ 
könnten, und drängte „bei der ſo frühen günſtigen Witterung“ auf Ab⸗ 
fahrt. Am 9. 4. 1802 teilten Goldbeck und Schulenburg dem Miniſter 
Struenſee mit, daß die Deportanden in der Mitte des Juni in Pillau 
ſein würden. Eine Anforderung an das Ober⸗Kriegs⸗Collegium um 
Feſtlegung einer beſonderen Marſchroute nach Pillau, um Stellung der 
militäriſchen Begleitmannſchaft und um Vorſpannpäſſe (wegen der 
Feſſelung mit ſchweren Ketten mußten die Häftlinge gefahren werden), 
wurden dahin beantwortet, daß die gewöhnlichen Transportſtraßen be⸗ 
nutzt werden müßten. Von Weſel, Stettin und Glogau, den Haupt⸗ 
ſammelpunkten, transportierte man die Miſſetäter unter ſchwerer Be⸗ 
wachung über die Städte Culm, Graudenz, Garnſee, Marienwerder, 
Rieſenburg, Chriſtburg, Marienburg, Elbing, Mühlhauſen, Brauns⸗ 
berg, Heiligenbeil, Zinten und Königsberg nach der Feſte Pillau, wo 
der Kommandant nach ſeinem Bericht vom 7. 3. 1802 drei Kaſematten, 
die eigentlich für die „jetzt in Königsberg befindliche Artillerie-Kom⸗ 
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zahlen laſſen würde. Bei der der Deportation deutlich abträglichen 
Stimmung am ruſſiſchen Hofe, wo beſonders Graf Panin, der frühere 
ruſſiſche Geſandte in Berlin, ſich dem Grafen Luſi gegenüber geäußert 
hatte, daß „es höchſt ſeltſam ſei, daß ein Staat die Verwahrung der 
Verbrecher eines andern übernehme“, wagte man in Berlin, das Schei⸗ 
tern der Deportationsverhandlungen ſtändig befürchtend, kaum die 
Frage der „Subſtituierung“ auf diplomatiſchem Wege zu erörtern, ge⸗ 
ſchweige eine Anfrage nach der Höhe der Landtransportkoſten. Für die 
damalige unſichere, ewig hin und her ſchwankende Politik Preußens 
gegenüber Rußland iſt es bezeichnend, wenn Friedrich Wilhelm III. in 
ſeiner Kabinettsorder vom 22. 8. 1801 nur eine Erkundigung „unter 
der Hand“ über den Landtransport befiehlt. Dieſe ſollte der preußiſche 
Konſul Hoffbauer in Petersburg bei den mit der Preußiſchen Seehand⸗ 
lungs⸗Sozietät in Verbindung ſtehenden Handelshäuſern einholen. Sie 
wurde aber dann von dem auf einer Urlaubsreiſe in Rußland befind- 
lichen, im Tilſiter Dragonerregiment von Schenck dienenden Kapitän 
von Przivpſchewski erledigt. In ſeinem an den Tilſiter Regimentskom⸗ 
mandeur, Oberſten von Batzkow, gerichteten, nach Berlin weitergeleite- 
ten Schreiben gibt Przivſchewski ein intereſſantes und lebendiges Bild 
der ruſſiſchen Deportationsmethoden um 1800. Wie ihm ſein Gewährs⸗ 
mann, ein ruſſiſcher Diſtriktsmarſchall, verſichert hatte, würden für die 
aus Waſſer und Brot beſtehende Marſchverpflegung pro Mann und 
Tag 2—3 Kopeken = 2—3 preußiſche Groſchen gerechnet. Die Ver⸗ 
pflegung der Deportierten erfolge in den auf der Marſchroute liegen⸗ 
den Gemeinden. Hinzu käme noch die Verpflegung der Eskorte, auf 
6 Deportierte immer 2 Polizeibeamte und 1 Staatsſoldat. Die Reiſe 
erfolge zu Fuß in leichten Feſſeln, mit einem Holzklotz am Bein. Die 
Gefangenen erhielten ferner noch Leinewand gegen die Reibung der 
Ketten an Fuß⸗ und Handgelenken. Geſtützt auf dieſe immerhin kon⸗ 
kreten Angaben, verhandelte der preußiſche Geſandte Graf Luſi nun 
mit dem ruſſiſchen Vizekanzler, Fürſten Alexander Kourakin, der in⸗ 
deſſen 2000 Rubel Landtransportkoſten berechnete, da: „le prix des 
vivres a hauss& depuis considerablement, S. M. l’Empereur a daigne 
ordonner de payer l'avenir aux criminels pour leur nourriture ä dix 
copeks par jour.“ Mit den Koſten für eine ſpezielle Transportkleidung, 
die auf 7 Rubel 25 Kopeken pro Mann berechnet wurde, für die Be⸗ 
köſtigung und für die „depenses extraordinaires“ im Falle von Er⸗ 
krankungen auf dem Marſche, der von dem ruſſiſchen Vizekanzler — bei 
einer Wegelänge von 71233, Werſt und einer Marſchleiſtung von 
25 Werſt pro Tag — auf 285 Tage angegeben worden war, ergab ſich 
dieſe Summe für den Transport von 47 Deportanden. 

Aus der Ungewißheit, welcher Reeder den Transport der Deportan⸗ 
den übernehmen würde, erlöſte den Großkanzler eine Mitteilung des 
Miniſters Struenſee, der am 18. 11. 1801 Goldbeck melden konnte, daß 
das Handelshaus Johann Jakob Roskampf in Elbing bereit wäre, die 
Häftlinge nach Narwa auf einem eigens dazu „aptierten“ Schiff zu 
bringen, für 86 Reichstaler pro Kopf, mit 12 Mann militäriſcher 
Eskorte und 8 Gefangenenwärtern. Die Begleitmannſchaft verpflichtete 
ſich, Roskampf koſtenfrei zurückzubringen, verlangte aber eine minde⸗ 
ſtens zweimonatige vorherige Benachrichtigung von dem Abſendetermin, 


8 


um ſein Schiff gehörig inſtand ſetzen und Lebensmittel einkaufen 
zu können. Obwohl der Großkanzler dem Reeder Roskampf zunächſt 
nur eine „dilatoriſche“ Antwort zubilligte und wegen der hohen 
Schiffstransportkoſten eine nochmalige Verminderung der Deportan⸗ 
denzahl überlegte, war er letzten Endes, wie aus ſeinem großen Bericht 
über den Fortgang des Unternehmens an Friedrich Wilhelm III. her⸗ 
vorgeht, doch überzeugt, daß nun alle Schwierigkeiten behoben wären, 
und ſorgte ſich ſchon um eine Publizierung der Deportation, von der 
er ſich eine große Wirkung im Lande verſprach, „beſonders itzt, da nach 
erfolgtem Frieden der Troß der Armeen ſich zerſtreut, auch im fremden 
Militär vielfache Reduktionen erfolgen“. 

Nachdem ſich die Frage der in Berlin bisher vergeblich erwarteten 
„Annahmeorder“ für Narwa dahin geklärt hatte, daß, nach einer 
„Communication du Procureur General (von Beckleſcheff? au Com- 
mandant de Narva, Baron Marklowsky, en date de 3. Janvier 1802“, 
Alexander I. dieſem befohlen hatte, „de recevoir les dits malfaiteurs, 
d’abord qu'ils auront debarques à Narwa“, und auch die Angelegen⸗ 
heit der „Subſtituierung“ inſofern geregelt erſchien, als die Liſte der 
Deportanden erſt in Narwa überreicht zu werden brauchte, konnte 
Goldbeck daran gehen, die Deportanden nach Pillau in Marſch zu ſetzen. 
An die Regierungen (Landes⸗Juſtiz⸗Collegia) und Feſtungskomman⸗ 
danten erging nun der Befehl, ſchleunigſt für Bereithaltung und Ab⸗ 
ſendung der zur Deportation Beſtimmten zu ſorgen, eine Maßnahme, 
die jetzt um ſo dringlicher war, als der Großkanzler den Kreis der zu 
entlaſtenden Verwahrungsanſtalten nun ſchon über ganz Preußen, bis 
an den Rhein (Weſel) und nach Ansbach⸗Bayreuth, gezogen hatte. 
(Urſprünglich war nur eine Deportation aus den an der Küſte ge⸗ 
legenen preußiſchen Provinzen geplant.) Die, auf einen „erneuten 
diesſeitigen, eventuellen Antrag zur Annahme einer vermehrten An⸗ 
zahl von 30 Verbrechern“ vom ruſſiſchen Hof „wider Erwarten ſogleich 
ohne Schwierigkeit“ erteilte Genehmigung kam zu ſpät, um noch wirk⸗ 
ſam zu werden, da es, ſo teilte Goldbeck dem Miniſter Alvensleben 
mit, unmöglich war, den Reſt der Deportanden in ſo kurzer Zeit zu⸗ 
ſammenzubekommen. Der Reeder Roskampf hatte ſchon Anfang April 
gemeldet, daß „die ruſſiſchen Häfen in 4 Wochen vom Eiſe befreit ſein“ 
könnten, und drängte „bei der ſo frühen günſtigen Witterung“ auf Ab⸗ 
fahrt. Am 9. 4. 1802 teilten Goldbeck und Schulenburg dem Miniſter 
Struenſee mit, daß die Deportanden in der Mitte des Juni in Pillau 
ſein würden. Eine Anforderung an das Ober⸗Kriegs⸗Collegium um 
Feſtlegung einer beſonderen Marſchroute nach Pillau, um Stellung der 
militäriſchen Begleitmannſchaft und um Vorſpannpäſſe (wegen der 
Feſſelung mit ſchweren Ketten mußten die Häftlinge gefahren werden), 
wurden dahin beantwortet, daß die gewöhnlichen Transportſtraßen be⸗ 
nutzt werden müßten. Von Weſel, Stettin und Glogau, den Haupt⸗ 
ſammelpunkten, transportierte man die Miſſetäter unter ſchwerer Be⸗ 
wachung über die Städte Culm, Graudenz, Garnſee, Marienwerder, 
Rieſenburg, Chriſtburg, Marienburg, Elbing, Mühlhauſen, Brauns⸗ 
berg, Heiligenbeil, Zinten und Königsberg nach der Feſte Pillau, wo 
der Kommandant nach ſeinem Bericht vom 7. 3. 1802 drei Kaſematten, 
die eigentlich für die „jetzt in Königsberg befindliche Artillerie-Kom⸗ 


9 


pagnie“ beſtimmt waren, bereit hielt. Da für die Einkleidung der 
Sträflinge der ruſſiſchen Regierung eine beträchtliche Summe gezahlt 
werden mußte, hatte Goldbeck die anfänglich angeordnete Bekleidung 
der Deportanden in ihrem Haftort wieder abgeſagt; nur für einige, 
„zum Teil zur Not Bekleidete“ und für die Sträflinge aus dem Soldaten⸗ 
ſtande, die man nicht gut in des Königs Rock und in Feſſeln nach 
Narwa transportieren konnte, hatte Oberſt von Lentz ein Dutzend Be— 
kleidungen in Bereitſchaft („Rock, Kamiſol, ein Paar lange Hoſen aus 
ganz ſchlechtem grauen Wand zu 36 Groſchen pro Elle, ein Paar 
Schuhe, ein Halstuch und eine Mütze“). Die Feſſelungskoſten, die für 
die aus den angeführten altpreußiſchen Feſtungen Deportierten 
42 Reichstaler betrugen, erhielten die Feſtungskommandanten erſetzt. 

Über die „Aptierung“ des Transportſchiffes geben die Berichte 
Roskampfs an Struenſee Auskunft: durch Einziehen ſtarker Bohlen 
über dem Ballaſtraum hatte der Reeder ein Behältnis geſchaffen, in 
dem die Deportanden in 3 abgetrennten Abteilen zu je 10 Mann, 
immer 5 Mann mit den Füßen gegeneinander, auf einem Raum von 
12 Fuß Länge und 9 Fuß Breite mit einem Zwiſchengange von 3 Fuß 
liegen ſollten. In der Beköſtigung waren die Gefangenen den Matroſen 
und den Begleitmannſchaften gleichgeſtellt: „ganz früh ein Glas 
Branntwein, zum Frühſtück um 8 Uhr morgens Grütze oder Erbſen mit 
Butterbrot, zum Mittag vier Tage in der Woche Pökelrindfleiſch mit 
grauen Erbſen und drei Tage in der Woche Pöbkelſchweinefleiſch mit 
weißen Erbſen, zum Abendbrot werde täglich das nämliche Eſſen, wel⸗ 
ches Mittag gegeben worden, aufgewärmt.“ Nur der tägliche „Topf 
Schiffsbier“ wurde für die Gefangenen geſtrichen. Die Erwägung, daß 
die ruſſiſche Regierung die Abnahme allzu Entkräfteter verweigern 
könnte, und die Spekulation, daß es „vielleicht, wenn man von ruſſi⸗ 
ſcher Seite ſieht, daß zur Arbeit brauchbare Koloniſtenn) geliefert 
worden, leichter ſein wird, die Vereinigung zu bewirken, daß die Über⸗ 
nahme (künftighin) zu Lande erfolgte“, hatte den Großkanzler wohl ab⸗ 
gehalten, gegen eine ſo üppige Verpflegung zu proteſtieren; er ſelbſt 
hatte Waſſer und Brot für eine bei widrigen Winden eventuell mehr⸗ 
wöchige Fahrt als genügend angeordnet. Die Forderung Roskampfs 
auf Stellung von ſechs Wärtern (2 zum Kochen und 4, „die Verbrecher 
zu hüten, zu ſchließen und anzuketten“), regelte auf Anordnung des 
Ingenieur⸗Departements der Kommandeur des in Königsberg in Gar⸗ 
niſon liegenden Infanterie-Regiments, General von Brünneck, der 
4 ſeetüchtige Invaliden ſeiner Truppe zur Verfügung ſtellte. Dieſe 
ſollten durch eine Geldbelohnung und die Ausſicht, ſpäter im Zivil⸗ 
dienſt angeſtellt zu werden, entſchädigt werden, wurden aber nach ihrer 
Rückkehr mit je 25 Reichstalern abgefunden. 

Am 11. Juni 1802 erfolgte die „Embarkierung“ der Deportanden. 
Vertreter der preußiſchen Behörden war der auf Lentzens Wunſch für 
den erkrankten Pillauiſchen Auditeur von der oſtpreußiſchen Regierung 
zur Verfügung geſtellte Regierungsrat Stellter. Nach ſeinen „Acta 
commissionis“ begann die Verladung um 10 Uhr vormittags und war 
nach vorheriger ſorgfältiger „Viſitierung“ der Gefangenen auf bedenk⸗ 


14) Siehe darüber das: Leben er J. ak: 1 von einem 
Ruſſiſchen Offizier, Frankfurt a. M. (1804), S 
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liche Werkzeuge (Bohrer, Meſſer uſw.), nach Prüfung der Liſte und 
nach protokollariſcher Aufnahme eines förmlichen Proteſtes der Gefan⸗ 
genen Aſchenbrenner und Tſchaſſin um 12 Uhr beendet. Die militäriſche 
Eskorte beſtand aus 2 Unteroffizieren und 12 Mann; ihre Führung 
hatte der Leutnant Lindekam. Um 4% Uhr war das von dem Kapitän 
Friedrich Zimmermann geführte Schiff „Succeß“ unter vollen Segeln 
und bald am Horizont verſchwunden. Ein Auszug des Schiffstage⸗ 
buches berichtet ſchon am 12. Juni von „böſen Abſichten“ der Depor⸗ 
tierten, die ſich „durch ſehr öfters wiederholtes Beſuchen der Abtritte 
als auch häufiges Hervordrängen an die Luken“ verdächtig machten. 
Ein Plan der Verbrecher, „die ihrer Meinung nach zu ſchwache Be— 
deckung und alles, was ſich widerſetzen wollte, über Bord zu werfen“, 
wurde vorzeitig verraten. Sie wagten aber trotzdem noch einen Ver⸗ 
ſuch, „wie ſich wohl das Kommando bei ihrem Trotz benehmen würde, 
und forderten mit großem Ungeſtüm Bier zum Getränke“, welche 
kleine Revolte der Eskortenführer diesmal noch „mit Güte“ überſah. 
Beruhigender und den Aufruhrgeiſt dämpfender wirkte die See ſelbſt, 
von deren „ſchweren und grauſamen Bewegung“ das Kommando und 
die Verbrecher „für Tod krank“ lagen, als das Schiff am 16. Juni auf 
der Reede von Narwa ankam. Am 18. Juni 1802 übernahm der Gou⸗ 
verneur von Narwa, Generalleutnant von Marklowsky, die mit einem 
Bording an Land gebrachten 58 Deportierten, die alsbald von der um 
ein ruſſiſches Kommando von 60 Mann verſtärkten preußiſchen Eskorte 
in die Kaſematten Narwas überführt wurden. Nach ihrer Einkleidung 
durch die ruſſiſche Behörde und nach Anlegung leichterer Feſſeln traten 
die Deportierten 14 Tage ſpäter den Fußmarſch nach Sibirien an. Ihre 
Ankunft in Nertſchinsk wurde auf Anfang April 1803 geſchätzt. Von 
den aus Altpreußen kommenden Deportiertenw) find an bemerkenswer⸗ 
ten Geſtalten außer dem Räuberbandenführer Johann Borowski“) noch 
der oſtpreußiſche Wirtſchaftsſchreiber Tarnow, deſſen Fall ſowohl 
Klein in ſeine „Annalen!)“, als auch Hitzig und Häring (Alexis) in 
den „Neuen Pitavalis)“ aufnahmen, und der Lehrer und Rendant des 
Culmer Kadettenhauſes, Wilhelm Aſchenbrenner, zu erwähnen, deſſen 
„authentiſche Geſchichte bis zu ſeiner Deportierung!“)“ ſchon im Jahre 
1804 im Druck erſchien. 

Die Benachrichtigung der Öffentlichfeit von der vollzogenen Deporta⸗ 
tion erfolgte durch ein Rublifandum”) (vom 7. Juli 1802), das durch 


15) Ihr Verzeichnis ſiehe in: Allgemeine Nachricht an das Publikum 
über die aus den Königlich Preußiſchen Staaten nach Sibirien geſchickten 
gefährlichen Böſewichter, nebſt kurzer Schilderung ihres Lebens und ihrer 
Vergehungen, Berlin (1802). 

16) Siehe darüber beſonders Rep. 84 a I P gg des G. St. A. Der gegen 
Borowski und ſeine, „mehrere hundert“ Perſonen ſtarke, Konſorten in Grau⸗ 
denz geführte Prozeß füllte 82 Volumina Anterſuchungsakten und dauerte 
von 1801-1808; ſeine Koſten beliefen ſich N rund 11826 Reichstaler. 

17) Siehe Klein a. a. O., Bd. 16 S. 3/92 

18) Neue Folge Bd. 2 S. 360/85. 

— e one Geſchichte bis zu feiner Deportation nach 
Sibirien. Berlin (1804). 

20) Mylius, Novum corpus constitutionum Brandenburgensium prä- 
cipue Marchicarum, XI, 958 (1802). 
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Verleſung von den Kanzeln und durch „Anſchläge an öffentlichen Orten, 
vorzüglich an den auf der Grenze belegenen Krügen und Schenken und 
durch Einrückung in die Zeitungen und Intelligenzblätter aufs ſchleu⸗ 
nigſte bekannt zu machen“ war. Den Miniſtern Goldbeck und Schulen⸗ 
burg erklärte Friedrich Wilhelm III. durch die Kabinettsorder vom 
10. Juli 1802 ſeine „völlige Zufriedenheit wegen der guten Ausfüh⸗ 
rung dieſer Maßregel als über das von Euch entworfene Publikandum“, 
und auch dem Kommandanten von Pillau, Oberſten von Lentz, wurde 
durch den Großkanzler mitgeteilt, daß „Seine Majeſtät ſeine völlige 
Zufriedenheit zu bezeugen geruht haben“. Dem Reeder Roskampf wur⸗ 
den ſeine Forderungen durch die Seehandlungs⸗Sozietät mit 8295 
Reichstalern honoriert. An die ruſſiſche Regierung mußten noch 1661 
Rubel und 28 Kopeken nachgezahlt werden für die, wie Fürſt Kourakin 
dem Grafen Luſi mitteilte, in der urſprünglichen Rechnung vergeſſenen 
Wagen (2 für Rationen, 4 für das Begleitkommando), jo daß ſich die 
Geſamtſumme der Deportationskoſten leinſchließlich der Koſten für die 
Feſſelung, Bekleidung und die Vorſpannanweiſungen) auf rund 10 666 
Reichstaler befielen. Auf Wunſch Friedrich Wilhelms III., dem daran 
gelegen war, die Deportation der noch übrigen qualifizierten Verbre⸗ 
cher „je eher je lieber“ exekutiert zu ſehen, ließ der Großkanzler ſchon 
neue, 150 —200 Mann umfaſſen ſollende, Deſignationen aufſtellen, als 
aus Weſtpreußen alarmierende Nachrichten kamen, die den Erfolg und 
Hauptzweck der Deportation hinfällig zu machen ſchienen. Der bei der 
weſtpreußiſchen Kriegs⸗ und Domänenkammer angeſtellte „Trans⸗ 
lateur“, Regierungsrat Billert, hatte ſeiner Behörde berichtet, daß er 
am 15. Mai 1803 auf der Landſtraße bei „dem Köllmſchen Hofe Knie⸗ 
bau unweit Dirſchau“, einem der vor einem Jahre Deportierten, und 
zwar dem zur Räuberbande des Borowski gehörenden Johann Wis⸗ 
niewski, begegnet wäre; da die weſtpreußiſche Kammer vermutete, daß 
dieſer berüchtigte Bandit ſich wie früher in der Marienwerderſchen, 
Elbingiſchen und Tiegenhöfſchen Niederung herumtreiben würde, war 
von ihr ſofort eine Prämie von 20 Reichstalern auf die Ergreifung 
des Wisniewski ausgeſetzt worden. Goldbeck bezweifelte, daß ſich Depor⸗ 
tierte im Lande befänden, obwohl die weſtpreußiſche Kammer unterm 
23. Juni berichtete, die von ihr in den angegebenen Diſtrikten an⸗ 
geordneten „Hausviſitationen“ hätten ergeben, daß ſich nicht nur 
Wisniewski, ſondern auch der gefürchtete Bandenführer Borowski ſelbſt 
wieder im Lande befände. Dieſe Hausviſitation oder Razzien, die am 
3., 4. und 5. Juni unter Leitung des weſtpreußiſchen Regierungsrates 
Hüllmann ſtattfanden, waren, wie die im Jahre 1800) vorgenomme⸗ 
nen, von umfaſſender Art. Sie betrafen den „Danziger Werder, den 
Großen und den Kleinen Werder, das Elbingiſche Gebiet und den 


21) Bei den am 10. und 30. Auguſt 1800 in Weſtpreußen „im Teil dies⸗ 
ſeits der Weichſel mit Einſchluß des Danziger Territoriums“ ſtattfindenden 
„Viſitationen“ wurden insgeſamt 1107 Vagabunden (ohne Wohnſitz und vom 
Betteln lebend) aufgegriffen. Den vollen Erfolg der Razzia im Jahre 1803 
verhinderte ein von dem Neukircher Propſt ohne Erlaubnis angeſetzter 
„Generalablaß“. Die Abſchaffung dieſer in Weſtpreußen allzu häufigen Ab⸗ 
läſſe war, da ſie nach Anſicht der weſtpreußiſchen Regierung nur zu Diebe⸗ 
reien Gelegenheit gaben, ſchon im Jahre 1800 anläßlich der damaligen 
Viſitationen gefordert worden. 
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Tiegenhöfſchen und Barenhöfſchen Diſtrikt“. Von den bei dieſer Razzia 
aufgegriffenen 400—500 Mann, die zu neun Zehntel Landarbeiter aus 
Neu⸗Oſtpreußen waren, qualifizierten ſich 15 zur Aufnahme in das 
Korrektionshaus Graudenz und das Landarmenhaus Tapiau, 7 Krimi⸗ 
nalverbrecher für das Marienwerderſche Inquiſitoriat. „Tiefſte Sen⸗ 
ſation“ machten die Ausſagen zweier Frauensperſonen, die behaup⸗ 
teten, „daß einige von den nach Sibirien transportierten Verbrechern 
von der Borowski⸗Bande und ſogar der Borowski ſelbſt ſich wieder in 
dem Werder befänden“. Ihren Ausſagen war um ſo eher zu glauben, als 
die eine die Frau des Banditen Wisniewski, die andere die Konkubine 
Borowskis, Viktoria Nowakowska, war. Dieſe „ſowohl für Weſtpreußen 
als für die übrigen Provinzen von der äußerſten Wichtigkeit“ erklärte 
Nachricht veranlaßte die weſtpreußiſche Kammer, in Verbindung mit 
den ſofort benachrichtigten benachbarten Departements (Warſchau, 
Poſen, Kaliſch, Plock, Bialyſtok, Bromberg und Königsberg) groß⸗ 
angelegte Recherchen anzuſetzen. Nach Benachrichtigung des Danziger 
Stadtgerichtsdirektors Grützmacher wurde der dortige Okonomie— 
Inſpektor Holtzmann zuſammen mit dem Regierungsrat Billert (der 
die Mitglieder der Borowski-Bande bei der im Jahre 1801 geführten 
Unterſuchung genau kennengelernt hatte) beauftragt, die Gegenden um 
Danzig herum, und zwar den Diſtrikt an der Weichſel vom Hauskrug 
nach Heubude, Neufahrwaſſer, die „Legans?)“, die Holzfelder und die⸗ 
jenigen Orte, wo gebaut wurde, perſönlich zu beobachten. Agnetta 
Wisniewska hatte als Aufenthalt der zurückgekehrten Deportierten 
vornehmlich den Grebinſchen Wald, den Krug von Gemlitz, den „Drei⸗ 
kettenkrug am Damm der Weichſel (nach der Danziger Nehrung hin)“ 
und den bei „Kaſſel, jenſeits der Weichſel, Barendt gegenüber“ an⸗ 
gegeben. Sie vermutete ihren Mann in Warſchau, glaubte aber, daß 
er zurückkäme: „die Diebe laſſen vom Werder nicht“. Die Nowakowska 
hatte Borowski bei dem Bauern und Mennonitenlehrer Toews in 
Schönſee?“) getroffen und nannte als ſeinen möglichen Aufenthaltsort 
noch Rothebude und Gemlitz. Die oſtpreußiſche Kriegs⸗ und Domänen⸗ 
kammer ſetzte daraufhin in einem Steckbrief vom 22. Juli 18032) eine 
Belohnung von 300 Reichstalern für die Ergreifung des Borowski, 
von 100 Reichstalern für die „eines jeden anderen, der mit ihm nach 
Rußland deportiert geweſen und jetzo zurückgekehrt“ aus. Aber erſt 
am 17. 11. 1803 konnte das preußiſche Departement dem General⸗ 
direktorium berichten, daß der Räuber Borowski in dem Städtchen 
Schulitz (im Negedijtrift)”) aufgegriffen und mit militäriſcher Be: 
deckung über Marienwerder nach Graudenz gebracht wurde. Auf An⸗ 
forderung Goldbecks ging von der weſtpreußiſchen Regierung ein 


22) F. C. G. von Duisburg, Verſuch einer a a Be⸗ 
ſchreibung der freien Stadt Dantzig, Dantzig (1809), S 

23) Toews, bei dem Borowski (der in Schönſee a worden war) 
mehrere Wochen zugebracht hatte, gab an, „daß ſeine Augen den Borowski 
nicht erkannt hätten und daß er ſich nicht an ſeinen Nächſten rächen wolle“. 

24) St. A. Königsberg Rep. 17 Pol. Abt. Vorakten 4. 

25) In dem zum Departement Bromberg gehörigen Ort Czellenzin hatte 
Borowski nach ſeiner Rückkehr aus Rußland ſofort wieder eine auf 39 Köpfe 
ſich belaufende Bande gebildet, deren Aburteilung in Graudenz in den Jah⸗ 
ren 1805—1808 erfolgte. 
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Aktenauszug von der Flucht Borowskis an Friedrich Wilhelm III., den 
es höchſtlich intereſſierte, „wie es dieſen zurückgekehrten Deportanden 
möglich geworden, zu entkommen und durch das weitläufige ruſſiſche 
Reich wieder zurück in ihre Heimat zu gelangen“. Aus dem Protokoll 
der Borowskiſchen Ausſage ging hervor, daß außer ihm noch 8 Depor=- 
tierte ſich dem Schickſal ihrer Genoſſen zu entziehen gewußt hatten. 
Nachdem es den Bemühungen Billerts, der mit einer offenen Order 
der neuoſtpreußiſchen Kriegs⸗ und Domänenkammer ſämtliche Gefäng⸗ 
niſſe dieſes Gebietes nach den entſprungenen Deportierten inſpizierte, 
gelungen war, den Johann Wisniewski im Gefängniſſe von Pultusk 
aufzuſpüren, war eine faſt reſtloſe Aufklärung der abenteuerlichen 
Flucht der Deportierten Borowski, Fährmann, Wisniewski“) und des 
aus Schleſien verſchickten „gefährlichſten Verbrechers“ Exner möglich. 
Nach den Ausſagen Borowskis und Wisniewskis hatten die Depor⸗ 
tierten in der Nähe der Stadt Koſtroma Gelegenheit gefunden, zu 
entfliehen und über Terczk, Waldai, Nowgorod, Kauen (Kowno) bei 
Prenn ins preußiſche Gebiet zu gelangen. Die ebenfalls aus den alt⸗ 
preußiſchen Feſtungen kommenden Gebrüder Ruttkowski waren 
ſchon bei dem Städtchen Jamburg „entwiſcht“. Wilhelm Aſchenbrenner, 
einer der gefürchtetſten Banknotenfälſcher?““) ſeiner Zeit, hatte zur 
größten Beunruhigung Goldbecks und Friedrich Wilhelms III. eben⸗ 
falls Sibirien nicht erreicht. Aſchenbrenner war ſchon in Narwa auf 
Geheiß des Kommandanten Marklowsky, den er gemalt hatte, ſeiner 
Feſſeln entledigt worden und dort zurückgeblieben. Anfänglich im 
Petersburger Arſenal, wohl wegen ſeiner Kenntniſſe und Fertigkeiten 
in der Herſtellung militär⸗topographiſcher Zeichnungen, beſchäftigt, ſoll 
er, nach ſeiner angeblich von ihm ſelbſt geſchriebenen Lebensgeſchichte, 
ſpäter als Lehrer an der Bergſchule in Omsk angeſtellt worden ſein. 
Auf ſeine Vermittlung hin hatte man auch die Deportierten Karaſchin 
und Konſtantin, die ihn auf der Schiffsreiſe bedient hatten, ſchon in 
Twer zurückgeholt und begnadigt. 

Da eine zweite Deportation nach Sibirien infolge des in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1802 eintretenden geſpannten Verhältniſſes zwiſchen 
Rußland und Preußen?) nicht mehr ſtattfand, die von Haugwitz ans 
geregte Verſtändigung mit der Bataviſchen Republik und die durch die 
Kabinettsorder Friedrich Wilhelms III. vorgeſchlagene Verhandlung 
auf Deportandenannahme durch Dänemark nicht in Fluß kamen, wur⸗ 
den die zurückgekehrten altpreußiſchen Deportierten wieder in Ver⸗ 
wahrung auf preußiſche Feſtungen genommen. Ihre Spur verliert ſich 
mit dem ſpäter ebenfalls aufgegriffenen, im Jahre 1821 freigelaſſenen 
Matthias Fährmann?). Das Schickſal der übrigen in die Blei⸗ und 


26) Ihre Diebsnamen waren: Moskal, Balatſchek und Prenſch Fiet. 
27) Siehe E. F. Klein, a. a. O. Bd. 21 S. 178/202. Ferner: Wilhelm 
en Die ſchrecklichſten Jahre meines Lebens, Berlin (1804). 

28) Am 23. 5. 1802 hatte Preußen, ohne Hinzuziehung Rußlands, den 
Vertrag über die ihm für die Abtretung der Rheinlande zugebilligte Länder⸗ 
entſchädigungen abgeſchloſſen und am 3. 8. 1802 die Länder in Beſitz ge⸗ 
nommen. an? K. A. Menzel: Zwanzig Jahre preußiſcher Geſchichte, Ber⸗ 
lin (1849), S. 596 fg. 

29) Matthias Fährmann und Caſimir Ruttkowski wurden erſt im Jahre 
1809 im Danziger Werder aufgegriffen. 


14 


er 


Silberminen von Nertſchinsk Verbannten ſchildern uns Kotebue?) und 
Leroy⸗Beaulieu“) abſchreckend genug; da ſie, zur Zeit Alexanders J., 
in Ketten „wie lebendig Begrabene Tag und Nacht in der Tiefe der 
feuchten Stellen“ blieben, erlitten ſie eine Strafe, „die nicht bloß in der 
Geſetzgebung dem Tode gleichgeſtellt war“. Kotzebue berichtet, daß 
Zwangsſträflinge ihrer Art in Nertſchinsk „mehr als den Tod“ er⸗ 
litten. „Gewöhnlich haben ſie vorher die Knute bekommen und man 
hat ihnen beide Naſenlöcher aufgeriſſen.“ 

Durch den Staatsminiſterialbeſchluß vom 4. Juni 182852) wurde die 
Deportation, die im Jahre 1802 nur als eine „Polizeimaßregel“ be⸗ 
zeichnet wurde und geſetzlich nie verankert war, als Strafmaßregel des 
preußiſchen Staates endgültig abgeſchafft. 


Buchbeſprechungen 


Dietrich Stern: Die Ernährungswirtſchaft der Stadt Königsberg (Pr) 
im Weltkrieg. Würzburg⸗Aumühle: Triltſch 1939. 91 S. 

Das Buch will nicht als hiſtoriſche Darſtellung, ſondern als volkswirt⸗ 
ſchaftliche Monographie genommen werden. So fehlt ihm vieles, was der 
Hiſtoriker in ſolch einer Arbeit gewünſcht hätte, vor allem Namen und Wer⸗ 
tungen von Perſönlichkeiten der Stadtverwaltung und der Wirtſchaft, die da⸗ 
mals in Königsberg eine Rolle geſpielt haben. Um ſo lehrreicher iſt die 
zwar ſyſtematiſch⸗trockene, aber mit größter Sorgfalt aus dem reichen Akten⸗ 
material gewonnene Darſtellung der behördlichen Maßnahmen, die Unter⸗ 
ſuchung der kommunalen Ernährungswirtſchaft als volkswirtſchaftliches Pro⸗ 
blem. Am intereſſanteſten iſt aber ein Umſtand, den der Verf. bei Abſchluß 
ſeiner Arbeit noch nicht hat berückſichtigen können, nämlich der Vergleich 
zwiſchen der Ernährungswirtſchaft im gegenwärtigen Kriege und der im 
Weltkriege, der ſich dem heutigen Leſer aufdrängt: damals Fehlen jeder 
wirtſchaftlichen Mobilmachung, Planloſigkeit, Kompetenzkonflikte, Streit um 
Finanzierung, heute wohl vorbereiteter Kriegseinſatz der Wirtſchaft, plan⸗ 
volle Maßnahmen mit Kriegsbeginn, Arbeiten auf weite Sicht. 

4 Fritz Gauſe. 


Erich Keyſer: Geſchichte des deutſchen Weichſellandes. Leipzig: S. Hirzel 
1939. 159 S. 


Aus dem Zuſammenſpiel der natürlichen Gegebenheiten des Raumes 
und der ordnenden oder zerſtörenden Kräfte der Menſchen entſteht die Ge⸗ 
ſchichte einer Landſchaft. Ordnend ſind die Kräfte, wenn ſie die natürlichen 
Landſchaften politiſch einigen und mit wirtſchaftlichem und kulturellem Leben 
erfüllen, zerſtörend dann, wenn ſie dieſe Einheiten durch gewaltſam geſetzte 
Grenzen zerreißen. Es iſt das politiſche Verdienſt dieſes Buches, das vor 
der Wiedergewinnung des deutſchen Oſtens geſchrieben iſt, daß es das Land 
zwiſchen der Oſtſee im Norden, dem Urſtromtal und den Wäldern ſüdlich 
der Maſuriſchen Seen im Süden, der kaſchubiſchen Waſſerſcheide im Weſten 
und der Memelniederung im Oſten als eine natürliche Einheit und die 
Germanen und Deutſchen darin als die aufbauenden, die Polen als die 
zerſtörenden Kräfte ausweiſt. Das Weichelland im engeren Sinne, die Nord⸗ 
Süd⸗Achſe dieſes Raumes zwiſchen Danzig und Thorn, erlebte Zeiten der 
Blüte, wenn der ganze Raum geeinigt war wie unter der Herrſchaft des 
Ordens und der preußiſchen Könige, und Zeiten des Verfalls, wenn die zer⸗ 
ſtörenden polniſchen Kräfte über die aufbauenden deutſchen triumphierten. 


30) Auguſt von Kotzebue, Das merkwürdigſte Jahr meines Lebens, Berlin 
(1801), Teil 1, S. 318. 

31) Anatole⸗Leroy⸗Beaulieu, Das Reich des Zaren und die Ruſſen, Son⸗ 
dershauſen (1887), Bd. 2, S. 358. 

32) A. Stölzel, a. a. O. Bd. 2, S. 499. 
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Die natürlichen Geſetze des Raumes forderten aber immer wieder feine Ein- 
heit, und aus der tiefen Kenntnis dieſer Geſetze ſchließt der Verfaſſer mit 
dem prophetiſchen Wort, das ſich inzwiſchen erfüllt hat: Das Weichſelland 
war deutſches Land und wird wieder deutſches Land werden. 

Dieſe Leitlinien verfolgt Keyſer in einer knappen, aber durch vollſtän⸗ 
dige Beherrſchung des Stoffs ausgezeichneten Darſtellung der Geſchichte des 
Landes von der Steinzeit bis zur Gegenwart. Den meiſten Raum, über die 
Hälfte des Buches, nimmt dabei die Geſchichte des Mittelalters, namentlich 
der Ordenszeit, ein. Je näher der Gegenwart, um ſo mehr verengt ſich die 
Darſtellung zu einer Geſchichte der Provinz Weſtpreußen. Drei Druckfehler 
ſeien noch angemerkt. S. 45 wird als Gründungsjahr von Königsberg 1254 
angegeben; S. 61, Z. 2, muß es heißen: auf dem linken (ſtatt rechten) Ufer 
der Weichſel; S. 127, Z. 14, Vorteil ſtatt Vorurteil. 

Fritz Gauſe. 


Frank Milthaler, Die Großgebietiger des Deutſchen Ritterordens bis 
1440, ihre Stellung und Befugniſſe. Schriften der Albertus⸗Aniverſität, 
Geiſteswiſſenſchaftliche Reihe Bd. 26, VI, 113 S. 8°, Oſt⸗Europa⸗Verlag, 
Königsberg (Pr). Berlin 1940. (Juriſtiſche Diſſertation.) 


Viele Gebiete der Verfaſſungsgeſchichte des Deutſchen Ordens harren. 
noch der Erſchließung. Mit beſonderer Freude iſt daher die vorliegende Arbeit 
zu begrüßen, die, beſchränkt auf ein kleines Teilgebiet, vorſichtig abwägend, 
ſichere Ergebniſſe zutage fördert. M. baut auf den Forſchungen von Klein 
und Sielmann auf. In zwei Teilen ſchildert er zunächſt die Entwicklung der 
Amter in Paläſtina, dann die in Preußen. Weſentlich neu klärt er die Funk⸗ 
tionen des Großkomturs als Vertreter des Meiſters. Im Mittelpunkt der 
Darſtellung ſteht der Ordensmarſchall. Auch er war kein Fachminiſter im 
modernen Sinne, wenn ſich auch aus der militäriſchen Bedeutung des Mar⸗ 
ſchallamtes und durch die Verknüpfung mit der Komturei Königsberg eine 
„Zentralſtellung“ im Oſten des Ordenslandes ergab. Beſchränkt auf ſein Fach⸗ 
gebiet iſt in Preußen unter den Gebietigern lediglich der Treßler. M. bringt 
auch zur Entſtehung des Marienburger Treßlerbuches und anderer Rech⸗ 
nungsbücher des Ordens neue Geſichtspunkte. 

Da M. die Gebietiger und ihre Funktionen einzeln behandelt, tritt ihre 
Wirkſamkeit in der Geſamtheit etwas in den Hintergrund. Das Bild der 
Harmonie und inneren Einheit der Ordensverfaſſung, Bag Bin i ü 


das rechte Licht gerückt worden. Verdienſtvoll iſt die Gegenüber 
einzelnen Amter mit denen der Johanniter und der Templer. | 
hätte der livländiſche Ordenszweig zum Vergleich herangezogen ön⸗ 
nen, z. B. bei den Amtern des Ordensmarſchalls und des livländiſchen Land⸗ 
marſchalls. 8 

Dieſe Geſichtspunkte dienen lediglich dazu, die weiteren Aufgaben, die 
ſich aus dem Buche Milthalers ergeben, aufzuzeigen. Das Verdienſt der 
Arbeit wird dadurch keineswegs gemindert. M. hat mit ſeinem Buche erneut 
bewieſen, wie außerordentlich fruchtbar die Beſchäftigung mit der Verfaſſungs⸗ 
geſchichte Altpreußens ſein kann. Es wäre nur zu wünſchen, daß weitere 
ähnliche Arbeiten feiner Unterſuchung folgen würden. 


Königsberg (Pr) Hans Quednau. 
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